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Esken warnt: Ohne Waffenhilfe keine
Sicherheit für Europa

Saskia Esken äußert sich kurz vor den Wahlen in Thüringen
und Sachsen zur Waffenlieferung an die Ukraine und

kritisiert Sahra Wagenknecht.

Im Vorfeld der bevorstehenden Landtagswahlen in Thüringen
und Sachsen hat die Vorsitzende der SPD, Saskia Esken, sich
eindringlich für einen nachhaltigen Frieden ausgesprochen. In
einem Interview mit den Zeitungen der Funke-Mediengruppe
betonte sie, dass der Bundeskanzler Olaf Scholz für
Gerechtigkeit und nachhaltige Lösungen im Konflikt um die
Ukraine stehe. Esken stellte jedoch klar, dass der Frieden auf
diplomatischem Weg nicht erreichbar sei, solange Russland,
unter der Führung von Wladimir Putin, an seinen Kriegszielen
festhalte. Diese Aussagen kommen in einer Phase, in der die
politische Stimmung in Deutschland angesichts internationaler
Konflikte angespannt ist.

Ein zentrales Thema der Diskussion war die Unterstützung der
Ukraine im Kampf gegen die russische Aggression. Esken hob
hervor, dass die Forderungen von Sahra Wagenknecht, die
Waffenlieferungen einzustellen, nicht nur unrealistisch seien,
sondern auch fatale Folgen für die europäische Sicherheit nach
sich ziehen würden. „Wenn wir, wie Frau Wagenknecht und
andere es verlangen, heute keine Waffen mehr an die Ukraine
liefern würden, dann wäre das Land morgen erobert und
übermorgen von der Landkarte getilgt“, äußerte Esken. Diese
drastische Formulierung verdeutlicht die Dringlichkeit, mit der
die SPD-Führung die Unterstützung für die Ukraine sieht.



Kritik an Sahra Wagenknecht und der
Waffenlobby

Saskia Esken zögerte nicht, ihre Kritik an der Parteikollegin
Wagenknecht zu äußern. Sie bezeichnete die Forderungen nach
einem Stopp der Waffenlieferungen als gefährlich und
kurzsichtig. Sie argumentierte, dass jede Rückkehr zu einer
Politik des Appeasements gegenüber Russland, wie sie von
manchen gefordert wird, die Sicherheit Europas gefährden
würde. „Und das hätte fatale Folgen für die Sicherheit in ganz
Europa, die ganz sicher nicht zu weniger Rüstung und nicht zum
Frieden führen würden“, fügte sie hinzu und untermauerte somit
die Position der SPD, die eine Waffenlieferung weiterhin als
notwendig erachtet.

Ein weiterer Punkt, den Esken ansprach, war die kürzlich
beschlossene Stationierung von US-Waffen in Deutschland, die
unter anderem von Wagenknecht abgelehnt wird. Diese
Entscheidung sei notwendig, um die „Schutzlücke“ zu schließen,
die durch die Bedrohungen, insbesondere aus Kaliningrad,
entstanden sei. „Um diese Schutzlücke zu schließen, hat Olaf
Scholz eine europäische Initiative für eine gemeinsame
Flugabwehr gestartet“, erklärte Esken, was als Zeichen einer
proaktiven Verteidigungspolitik gewertet werden kann.

Gerade in Krisenzeiten die Rüstungspolitik
überdenken

Es ist unübersehbar, dass die SPD unter Esken eine klare Linie in
der Außen- und Sicherheitspolitik verfolgt. Die Notwendigkeit,
auf die aktuellen Sicherheitsbedrohungen zu reagieren, ist für
sie von höchster Priorität. Die Unterstützung für die Ukraine wird
als elementarer Bestandteil dieser Strategie angesehen, wobei
die Bereitstellung militärischer Mittel als eine konkrete Hilfe
interpretiert wird. „Wir unterstützen die Ukraine auch weiterhin
und umfassend in ihrer Verteidigung gegen den russischen
Aggressor“, schloss Esken ihre Argumentation.



In diesen Zeiten, in denen geopolitische Spannungen die
Weltordnung bedrohen, ist die Frage, wie Länder ihre
militärische und diplomatische Strategie ausbalancieren können,
zentral. Es zeigt sich, dass die ideologischen Differenzen
innerhalb der Parteien, wie die zwischen Esken und
Wagenknecht, unter dem Druck dieser globalen
Herausforderungen schärfer hervortreten. Wie sich die Wähler in
den kommenden Wahlen entscheiden werden, bleibt
abzuwarten, jedoch ist klar, dass der Umgang mit der Ukraine-
Krise und der militärischen Aufrüstung in Deutschland ein heiß
umstrittenes Thema ist.

Die gegenwärtigen Spannungen erfordern von den politischen
Entscheidungsträgern sowohl in Deutschland als auch in Europa,
eine klare und entschlossene Politik zu verfolgen. Diese sollte
sich nicht nur mit den kurzfristigen Anforderungen eines
Konflikts befassen, sondern auch die langfristigen
Sicherheitsstrategien einer sich verändernden Welt
berücksichtigen. Das Verfolgen eines ständigen Dialogs und die
Suche nach diplomatischen Lösungen sollte daher ebenso im
Fokus stehen wie militärische Vorbereitung und Unterstützung
für die Verbündeten. Die politischen Entwicklungen in den
kommenden Wochen werden entscheidend für die zukünftige
Haltung Deutschlands in der internationalen Politik sein.

Kritik an der Rüstungsstrategie

Die Äußerungen von Saskia Esken haben bei verschiedenen
politischen Akteuren in Deutschland Resonanz gefunden.
Während einige ihrer Argumente zur Unterstützung der Ukraine
befürwortet werden, sehen andere in der fortlaufenden
Rüstungspolitik eine Eskalation der Situation. Die Debatte über
die Rüstungslieferungen und die Stationierung von Waffen in
Deutschland hat in der politischen Landschaft an Intensität
gewonnen. 

Sahra Wagenknecht und die linke Fraktion lehnen die
Waffenlieferungen vehement ab und argumentieren, dass diese



Politik nicht zu einem echten Frieden führen könne, sondern im
Gegenteil die Spannungen weiter anheize. Diese
Meinungsverschiedenheit innerhalb der politischen Fraktionen
zeigt nicht nur die unterschiedlichen Ansichten zur Außenpolitik
Deutschlands, sondern auch die Herausforderungen, die
Regierung und Opposition im Hinblick auf den Umgang mit der
Ukraine und Russland bewältigen müssen.

Position der Bundesregierung

Die Bundesregierung unter Olaf Scholz hat sich klar für eine
Unterstützung der Ukraine ausgesprochen. Dies beinhaltet nicht
nur die Lieferung von Waffen, sondern auch finanzielle Hilfen
und diplomatische Bemühungen zur Stabilisierung des Landes.
Die Entscheidung, US-Waffen mit großer Reichweite in
Deutschland zu stationieren, wird als Teil eines umfassenderen
Verteidigungskonzepts betrachtet, das darauf abzielt, die
Sicherheit in Europa zu gewährleisten.

Laut Berichten des Bundesministeriums der Verteidigung wird
die wiederhergestellte Präsenz von US-Truppen in Deutschland
als notwendiger Bestandteil einer stärkeren transatlantischen
Zusammenarbeit gesehen. Die Stationierung wird auch als
maßgeblich für die Abschreckung russischer Aggressionen
betrachtet, insbesondere in Anbetracht der seit 2021 deutlich
erhöhten militärischen Aktivitäten Russlands in Osteuropa.

Daten zur militärischen Unterstützung der
Ukraine

Die materielle Unterstützung für die Ukraine hat sich seit dem
Beginn des Konflikts im Jahr 2022 erheblich gesteigert. Nach
Schätzungen von Quellen wie dem International Institute for
Strategic Studies (IISS) und dem Stockholmer
Friedensforschungsinstitut (SIPRI) beliefen sich die westlichen
Militärhilfen an die Ukraine bis Ende 2022 auf mehrere Milliarden
Euro, die sowohl hochwertige Rüstungsgüter als auch



wirtschaftliche Unterstützung umfassten. 

Eine Umfrage des Pew Research Centers aus dem Jahr 2023
zeigte, dass eine Mehrheit der deutschen Bürger die
Unterstützung der Ukraine befürwortet, jedoch auch gleichzeitig
besorgt über die möglichen Konsequenzen dieser Politik ist.
Diese Bedenken spiegeln sich in der Debatte wider, da einige
Bürger und Politiker die langfristigen Auswirkungen einer
solchen militärischen Einmischung in die geopolitischen
Spannungen in Europa diskutieren.
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